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11. Gemeinderatssitzung 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
aufgenommen am Donnerstag, den 11.05.2017 um 18.30 Uhr im Sitzungszimmer der Gemeinde 
Rosenau/Hp. über die öffentliche Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Daniela Auerbach 
Matthias Immitzer 
Irmgard Gansterer 
Ing. Jürgen Steinbichler 
Daniel Huemer  
 
entschuldigt: 
Vizebgm. Maria Benedetter 
Wolfgang Eibl 
Wolfgang Benedetter 
Ing. Anton Santner 
Matthias Berger 
Leopoldine Sanglhuber 
Katharina Nachbagauer 
 
erschienene Ersatzgemeinderäte: 
Elfriede Steinhäusler 
Petra Pernkopf 
Karin Antensteiner 
Tatjana Schnepfleitner 
Franziska Berger 
Marianne Schöngruber 
Siegfried Schwingenschuh 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
Zuhörer: Josef Nachbagauer 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene 
Gemeinderatssitzung. Er stellt fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle 
Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter Bekanntgabe der Tagesordnung nachweislich geladen 
wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit Tagesordnung am 28. April 2017 an der 
Gemeindeamtstafel kundgemacht. Der erschienene Gemeinderat zählt 13 Mitglieder und die 
Beschlussfähigkeit ist gegeben. Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift 
über die letzte Sitzung vom 03.04.2017 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im 
Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese 
Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. Bevor er 
zur Tagesordnung übergeht, nimmt er die Angelobung einiger Ersatzgemeinderäte vor, die heute bei 
der Gemeinderatssitzung die entschuldigten Gemeinderatsmitglieder vertreten. Er ersucht daher die 
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anwesenden Gemeinderatsmitglieder und Ersatzmitglieder aufzustehen und spricht den 
anzugelobenden Ersatzgemeinderäten: 
Elfriede Steinhäusler 
Tatjana Schnepfleitner und 
Siegfried Schwingenschuh 
die Gelöbnisformel vor. Alle 3 geloben in die Hand des Bürgermeisters mit den Worten „Ich gelobe, 
die Bundesverfassung und die Landesverfassung sowie alle übrigen Gesetze und alle 
Verordnungen der Republik Österreich und des Landes Oberösterreich gewissenhaft zu 
beachten, meine Aufgaben unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, das Amtsgeheimnis zu 
wahren und das Wohl der Gemeinde nach bestem Wissen und Gewissen zu fördern!“ 
 
Nach der Angelobung der Ersatzgemeinderäte geht der Vorsitzende auf die Tagesordnung über. 
 

T a g e s o r d n u n g 
 

1. Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Voranschlag 2017, Vorlage im 

Gemeinderat 

2. Erhöhung der Essensbeiträge für die Schulausspeisung, Beratung und Beschlussfassung 

3. Neuerliche Festsetzung der Hundeabgabe – Beschlussfassung  

4. Übertragung wichtige Aufgaben an die Vizebürgermeisterin und Festsetzung einer angemessenen 

Entschädigung per Verordnung des Gemeinderates gem. § 34 Abs. 3 Oö GemO 1990, Beratung und 

Beschlussfassung 

5. Information an den Gemeinderat über die korrekt und gesetzeskonforme Vorgehensweise bei 

Dienstpostenplanänderungen, IKD(Gem)-210157/82-2017-St 

6. Nochmalige Behandlung der Berufung gegen den bedingten Beseitigungsauftrag für den 

Viehunterstand des Herrn Paulus Gruber, Beschlussfassung einer Begründung für die 

Zurückweisung 

7. Zonenplanbericht Zone I (Windhag – Schaffelmühle und Mühlreithsiedlung) und Zone II 

(Dirngraben – Windhag) der Abwasserbeseitigungsanlage von Rosenau am Hengstpaß, 

Auftragsvergabe an den Projektanten DI Rolf H. Rakusch, Beschlussfassung 

8. Berichte der Ausschussobmänner/obfrauen 

9. Bericht des Bürgermeisters 

10. Allfälliges 

 

Beschlüsse: 

1. Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Voranschlag 2017, Vorlage im 

Gemeinderat 

Bgm. Auerbach informiert über das Einlangen des Prüfberichtes der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems 

zum Voranschlag 2017 mit Schreiben vom 13. April 2017. Der Prüfbericht wurde bereits im Gemeindevorstand 

anlässlich der Sitzung am 03.05.2017 und in den jeweiligen Fraktionssitzungen zu der heutigen 

Gemeinderatssitzung behandelt. Dennoch liest er diesen nochmals vollinhaltlich vor. 
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Anschließend ersucht er um Wortmeldungen und Stellungnahmen zum Prüfbericht. Ing. Jürgen Steinbichler 

stellt fest, dass wiederum der Feuerwehrdurchschnittsbetrag von rd. € 14,-- je Einwohner angeführt ist, den die 

Gemeindeverantwortlichen nicht akzeptieren können, da die Vergleichsfeuerwehren Windischgarsten und Spital 

am Pyhrn eine vielfache Einwohneranzahl zur Bemessung haben als die Feuerwehr in Rosenau/Hengstpaß. 

Bezüglich der Aufforderung zur Erhöhung der Essensbeiträge in der Schulausspeisung verweist Bgm. Auerbach 

auf den nächsten Tagesordnungspunkt, bei dem eine angemessene Erhöhung der Beiträge der Kinder 

vorgesehen ist. Weiters erläutert Bgm. Auerbach auf Anfrage von Jürgen Steinbichler die für die Gemeinde 

schlechten Wärmelieferverträge bei der Biomassenahwärmeversorgungsanlage. Zum beidseitigen 

Kündigungsverzicht von 15 Jahren  (Kündigungsmöglichkeit ab 2024) ist auch die Wertsicherung mit einem 

Mischindex vorgenommen, der heuer wieder eine Wärmepreissenkung auf 0,057 Cent je kWh errechnet. Zur 

genaueren Erläuterung führt er die Wärmepreisentwicklung seit Beginn der Anlage an. 

2009  0,056 Cent je kWh 

2010 0,056 Cent je kWh 

2011 0,062 Cent je kWh 

2012  0,064 Cent je kWh 

2013  0,064 Cent je kWh 

2014 0,063 Cent je kWh 

2015 0,059 Cent je kWh 

2016 0,057 Cent je kWh  

Die Wertsicherung beinhaltet 20 % Bindung an Lebenshaltungskostenindex VPI 2005, 25 % Bindung an 

Heizölindex (extra leich), 50 % Bindung an Energieholzindex für Österreich und 5 % Bindung an 

Elektrizitätsindex für Österreich (Strom). Auch die Änderung der Wertsicherung und Wärmepreise für die 

gemeindeeigenen Objekte, bei denen es keiner Wärmelieferträge bedarf auf den Biomasseindex ergibt für die 

Heizperiode 2016-2017 eine Senkung des Wärmepreises cin 0,80 Cent je kWh (im Bauausschuss vereinbart)  

auf 0,076 Cent je kWh. Diese Aussichten sind alles andere als erfreulich. Dennoch kann Bgm. Auerbach auf 

Einsparungen bei den Heizkosten für die gemeindeeigenen Gebäude (Amtsgebäude, Feuerwehrdepot, 

Gemeindebauhof, Volksschule, Kindergarten, Lehrerwohnhaus, Geschäftsgebäude) verweisen, welche im 

ausgegliederten Betrieb marktbestimmter Tätigkeit „gemeindeeigene Biomassenahwärmeversorgung“ leider 

nicht aufscheinen.  

 

Die anderen Prüfungsfeststellungen werden von den Gemeinderatsmitglieder zur Kenntnis genommen. 

 

2. Erhöhung der Essensbeiträge für die Schulausspeisung, Beratung und Beschlussfassung 

Nicht nur aufgrund der Prüfungsfeststellung im Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems auch 
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als Vorbereitung auf das Schuljahr 2017-2018 sind die Essensbeiträge der Schulausspeisung zu überdenken. 

Bgm. Auerbach stellt fest, dass in der Marktgemeinde Windischgarsten die Essensbeiträge für Kinder bereits € 

3,00 je Portion betragen. Er schlägt daher für das kommende Schuljahr die Essensbeitragserhöhung für Kinder 

auf ebenso € 3,00 vor. Die Beiträge der Erwachsenen will man dieses Jahr bei € 5,00 belassen.  

Bei den Sitzungsunterlagen für die Fraktionssitzungen war bereits die Erhöhung des Essensbeitrages für Kinder 

mitberücksichtigt. Der Vorschlag für die Essensbeiträge konnte daher von den Gemeinderatsmitgliedern 

überdenkt werden.  

ab 01.09.2017: 

Preis pro Portion und Tag:  € 3,00/Kind (bisher € 2,80) 

     € 5,00/Erwachsenen (bisher € 5,00) 

Abschließend beantragt der Bürgermeister die Beschlussfassung der dargestellten Essensbeiträge ab dem 

Schuljahr 2017-2018. Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder per Handzeichen einstimmig zu. 

 

3. Neuerliche Festsetzung der Hundeabgabe – Beschlussfassung 

Bgm. Auerbach erläutert, dass der Gemeinderat die Festsetzung der Hundeabgabe im Zuge der 

Voranschlagserstellung 2017 in der Gemeinderatssitzung am 14. Dezember 2016 korrigiert werden muss. Da 

für Wachhunde und Hund, die zur Ausübung eines Berufes oder Erwerbs notwendig sind gemäß dem 

Hundeabgabegesetz maximal € 20,00 Hundeabgabe pro Jahr vorgeschrieben werden können. Die Hundeabgabe 

muss daher erneut festgesetzt und im Gemeinderat beschlossen werden. Praktisch betrachtet gibt es für die 

Gemeindeverwaltung bei der Abgabenvorschreibung keine Änderungen, da keine Wachhunde und Hunde zur 

Ausübung eines Berufes oder Erwerbes bekannt sind. Damit jedoch den gesetzlichen Vorgaben in dieser 

Angelegenheit entsprochen wird, hat der Gemeinderat die Hundeabgabe neu festzusetzen und zu beschließen. 

Bgm. Auerbach beantragt daher die Beschlussfassung und Festsetzung der Hundeabgabe für das FJ 2017 wie 

folgend aufgelistet: 

 
Seinem Beschlussantrag stimmen wiederum alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand zu. 

 

4. Übertragung wichtige Aufgaben an die Vizebürgermeisterin und Festsetzung einer angemessenen 

Entschädigung per Verordnung des Gemeinderates gem. § 34 Abs. 3 Oö GemO 1990, Beratung 

und Beschlussfassung 

Bgm. Auerbach informiert die Gemeinderatsmitglieder über seine Absicht, gewisse Aufgabenbereiche der 

Vizebürgermeisterin zu übertragen. Gemäß § 34. Abs. 3 Oö GemO 1990 ist eine Aufgabenbereichsübertragung 
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an Mitglieder des Gemeindevorstandes vorgesehen. Auch im Gemeindevorstand wurde diese Angelegenheit 

bereits diskutiert. In diesem Gremium wurde der Verordnungsentwurf für eine Aufgabenübertragung und eine 

damit eingehende Erhöhung der Aufwandsentschädigung für die Vizebürgermeisterin befürwortet. Anhand des 

Verordnungsentwurfes beschreibt er die zu übertragenden Aufgabenbereiche. 
 

VERORDNUNG 

 

des Gemeinderates der Gemeinde Rosenau/Hengstpaß vom 11. Mai 2017 betreffend die Festsetzung einer erhöhten 

Aufwandsentschädigung für die Vizebürgermeisterin  
 

Aufgrund des § 34 Abs. 3 der Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. Nr. 91, idgF. wird verordnet: 

 

§ 1 

Anspruchsberechtigte 

 

Für die Besorgung wichtiger Aufgaben wird für die Vizebürgermeisterin eine erhöhte Aufwandsentschädigung festgesetzt.  

 

§ 2 

Höhe der Aufwandsentschädigung 

 

1. Die Aufwandsentschädigung beträgt für die Vizebürgermeisterin, der die Geschäftsgruppe GESUNDE Gemeinde, Schul- 

und Kindergarten, Sport und Gesundheitsangelegenheiten und Orientierungs- und Leitsystem neu (Eingabe der 

neuen Straßenbezeichnungen und Hausnummernvergabe im EDV-System der Gemeinde bzw. beim Bauamt), 
übertragen wird, 35 % des Bezuges des Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. 1 des Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 für einen 

nicht hauptberuflichen Bürgermeister. 

 

§ 3 

Anfall, Einstellung und Auszahlung der Aufwandsentschädigung 

 

1. Der Anspruch auf die Aufwandsentschädigung beginnt mit 01.06.2017 bzw. frühestens jedoch mit dem Tag der Übertragung 

der aufgezählten wichtigen Aufgaben, die die Zuerkennung einer Aufwandsentschädigung in dieser Höhe rechtfertigen, und 

endet mit dem Tag des Ausscheidens aus der Funktion der Vizebürgermeisterin bzw. dem Tag des Wegfalls der Übertragung. 

Beginnt oder endet die Funktion nicht mit einem Monatsersten bzw. Monatsletzten, ist die Aufwandsentschädigung 

tageweise abzurechnen.  

 

2. Scheidet die Vizebürgermeisterin durch Tod aus ihrer Funktion aus, gebührt die Aufwandsentschädigung bis zum Ende des 

betreffenden Monats. 

 

3. Der Anspruch auf die Aufwandsentschädigung ruht, wenn die Vizebürgermeisterin ihre Funktion durch einen Zeitraum von 

mehr als drei Monaten, im Krankheitsfall durch einen Zeitraum von mehr als einem Jahr, nicht ausübt. Das Ruhen des 

Anspruches wird mit dem auf die Vollendung des jeweiligen Zeitraums folgenden  

Monatsersten wirksam und endet mit dem Ablauf des Monats, der der Wiederaufnahme der Funktionsausübung vorangeht.  

Während des Bezuges der Aufwandsentschädigung für die Vertretung des Bürgermeisters gemäß § 34 Abs. 6 Oö. GemO 

1990 ruht die der Vizebürgermeisterin gebührende Aufwandsentschädigung 

 

4. Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind § 6 Abs. 1bis 3, § / Abs. 1 und 4, § 13a und § 13b des Oö. Landes-Gehaltsgesetzes 

sinngemäß anzuwenden.  

 

 

§ 4 

Inkrafttreten 

 

1. Die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung beginnt mit dem Ersten jenes Monats, der dem Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist folgt (01.06.2017).  

 

 

 

 

Angeschlagen am: 12.05.2017 

Abgenommen am: 31.05.2017      Der Bürgermeister: 

         Peter Auerbach 
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Er wiederholt die aufgezählten Aufgaben bzw. Aufgabenbereiche: GESUNDE GEMEINDE, Schul- und 

Kindergarten, Sport und Gesundheitsangelegenheiten und Orientierungs- und Leitsystem neu (Eingabe der 

neuen Straßenbezeichnungen und Hausnummernvergabe im EDV-System der Gemeinde bzw. beim Bauamt) 

und führt an, dass die Erhöhung ihrer Aufwandsentschädigung um 20 % (von derzeit 15 % auf 35 %) dem 

Mehraufwand entsprechen sollte. Der Verordnungsentwurf wurde bereits mit dem Oö. Gemeindebund aber 

auch mit der Direktion Inneres und Kommunales abgestimmt. Natürlich bedarf es nach der Beschlussfassung 

der Verordnung einer Verordnungsprüfung gem. § 101 Oö. GemO 1990. Zusätzlich erläutert er, dass für die 

Fraktionsobleute der jeweiligen im Gemeinderat vertretenen Fraktionen ebenso 15 % der Bemessungsgrundlage 

(Bürgermeistergehalt eines nebenberuflichen Bürgermeisters < 1.000 Einwohner, derzeit € 336,88) an 

Aufwandsentschädigung vorgesehen sind. Ihm erscheint daher die Erhöhung der Entschädigung auf 35 % 

aufgrund der Arbeit und des Aufwandes einer Vizebürgermeisterin oder eines Vizebürgermeisters schon alleine 

gerechtfertigt. Mit der Übertragung der aufgezählten Arbeiten wird diese Leistungsentschädigung noch 

gerechtfertigter. Daniel Huemer und Irmgard Gansterer wären zwar für eine Aufgabenbereichsübertragung an 

die Vizebürgermeisterin, sprechen sich aber gegen eine Erhöhung der Aufwandsentschädigung aus. Daniel 

Huemer ist der Ansicht, dass auch die Mitglieder des Gemeindevorstandes so wie die Gemeinderatsmitglieder 

bzw. Ausschussmitglieder und –obleute ihre Aufgaben abgesehen von den Sitzungsgeldern ehrenamtlich zu 

erfüllen haben. Außerdem kritisiert er die Aufgabenübertragung von Maßnahmen im Zuge der Erstellung eines 

Orientierungs- und Leitsystems. Diese Aufgaben müssen die Gemeindebediensteten im Rahmen ihrer 

Dienstverträge erfüllen. Bgm. Auerbach weist darauf hin, dass es zwar vorgesehen war, dass Aufgaben, wie die 

Hausnummernneuvergabe im EDV-System oder die Neuarchivierung des Bauamtes durch die 

Gemeindebediensteten zu machen, aber nachdem nur 2,5 Personaleinheiten in unserer Gemeinde vorgesehen 

sind, werden diese Aufgaben nur über Überstunden bzw. Mehrleistungen bewältig bar sein. Dazu kommt, dass 

alle 3 Gemeindebediensteten in der Hauptverwaltung immer mehr Urlaubsguthaben aufbauen, weil sie sich ja 

bei ihren Arbeiten gegenseitig vertreten müssen. Für gewisse Aufgaben wird es auch für die 

Vizebürgermeisterin notwendig werden, entsprechende EDV-Software-Einschulungen mit zu machen. Um den 

Aufgabenumfang einschätzen zu können, müsste natürlich ein Gemeinderat bzw. Verantwortungsträger auch 

hin und wieder in der Gemeindeverwaltung mitarbeiten, was der Bürgermeister gerade beim 

Umweltausschussobmann aber auch bei der Prüfungsausschussobfrau vermisst. Siegfried Schwingenschuh ist 

der Ansicht, dass die Übertragung der wichtigen Aufgaben und die Erhöhung der Aufwandsentschädigung 

vorerst für ein Jahr befristet verordnet werden soll. Die Befristung für die erhöhte Aufwandsentschädigung 

ergibt sich ohnehin aus der Aufgabenübertragung durch den Bürgermeister, meint dieser dazu. Deshalb werde 

er nicht weiters auf die Argumente des Herrn Huemer und der Frau Gansterer eingehen und seinen 

Beschlussantrag stellen, den Verordnungsentwurf für eine Aufgabenübertragung und eine damit verbundene 

Erhöhung der Vizebürgermeisterentschädigung auf 35 % zu beschließen.  

Seinem Antrag und somit dem vorgebrachten Verordnungsentwurf zu beschließen stimmen die Mitglieder der 

SPÖ-Fraktion alle zu, die Fraktionsmitglieder der ÖVP lehnen seinen Antrag ab. Dies ergibt ein 

Beschlussergebnis von 7 (inklusive dem Antragsteller Bgm. Auerbach) Pro- und 6 Gegenstimmen.  

 

5. Information an den Gemeinderat über die korrekt und gesetzeskonforme Vorgehensweise bei 

Dienstpostenplanänderungen, IKD(Gem)-210157/82-2017-St 

Anlässlich der Gemeinderatssitzung am 14.12.2016 wurde der Dienstpostenplan im Zuge der 

Voranschlagerstellung festgesetzt und weiters unter einem weiteren Tagesordnungspunkt die Änderungen 

anlässlich der Erweiterungen des Angebotes bei der Nachmittagsbetreuung erneut beschlossen. Im Zuge der 

Verordnungsprüfung des geänderten Dienstpostenplanes wurden seitens der Aufsichtsbehörde Feststellungen 

zur Genehmigung hinzugefügt, die dem Gemeinderat nachweislich zur Kenntnis zu bringen sind. Es handelt 

sich dabei um die Richtigstellung der Anmerkungen im Gemeinderatsprotokoll vom 14.12.2016. Gemäß § 7 

Abs. 9 Oö. GDG 2002 sind Änderungen am Dienstpostenplan im Falle einer Genehmigungspflicht, welche für 

die Gemeinde Rosenau/Hengstpaß zutrifft, erst nach der Erteilung der Genehmigung (oder nach ungenütztem 

Ablauf der Zwei-Monats-Frist) zur öffentlichen Einsicht aufzulegen.  

Bgm. Auerbach liest das Schreiben zur Verordnungsprüfung vom 23.03.2017 der Direktion Inneres und 

Kommunales vollinhaltlich vor. 



330 

 



331 

 
Die Gemeinderatsmitglieder nehmen die korrigierenden Angaben der Aufsichtsbehörde zu den 

Genehmigungsverfahren bei Dienstpostenplanänderungen und die genehmigten Änderungen am 

Dienstpostenplan vom 14.12.2017 zur Kenntnis. 

 

6. Nochmalige Behandlung der Berufung gegen den bedingten Beseitigungsauftrag für den 

Viehunterstand des Herrn Paulus Gruber, Beschlussfassung einer Begründung für die 

Zurückweisung 

Bgm. Auerbach erläutert, dass eine weitere Korrektur bzw. Ergänzung in der Angelegenheit der 

Berufungsentscheidung zum Beseitigungsauftrag für den Viehunterstand des Herrn Paulus Gruber zu erledigen 

ist. Nach der Beschlussfassung der Zurückweisung der Berufung und der Berufungsentscheidung in der 

Gemeinderatssitzung am 16.03.2017 hat sich AL Sölkner zwecks Formulierung der Berufungsentscheidung an 

den Oö. Gemeindebund gewandt. In der Beratung zur Berufungsentscheidung wurde seitens des Oö. 

Gemeindebundes darauf hingewiesen, dass die Beschlussfassung einer Zurückweisung einer Berufung generell 

auch die Begründung für diese zu enthalten hat. Somit ist der Gemeinderat in Berufungsentscheidungen auch 

verpflichtet die Berufungsbescheidbegründung mit zu beschließen. Bei der Gemeinderatssitzung am 16.03.2017 

wurden zwar seitens einiger Gemeinderatsmitglieder Stellungnahmen bzw. Feststellungen gemacht, eine 

ordentliche Berufungsentscheidungsbegründung wurde aber nicht berücksichtigt. Daher wurde mit Herrn Mag. 

Flotzinger und Frau Mag. Hauder vereinbart, die Berufungsentscheidung samt einer Beschlussfassung einer 

Begründung im Gemeinderat zu wiederholen. Dazu wurde ebenso ein Muster für die Berufungsentscheidung 

mit Begründung entworfen. An dieser Stelle erklärt sich Bgm. Auerbach als Erstbescheidersteller für den 

Beseitigungsauftrag als befangen und übergibt den Vorsitz an das an Jahren älteste Gemeinderatsmitglied der 

SPÖ-Fraktion (§ 36 Abs. 2 Oö. GemO 1990), Frau Daniela Auerbach. Frau Auerbach übernimmt den Vorsitz 

für diesen Tagesordnungspunkt und liest den Entwurf zur Berufungsentscheidung und die dazu vorgeschlagene 

Begründung vollinhaltlich vor.  
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Gegenstand:  

Viehunterstand auf GNr. 667/1 bzw. 680/3 

Bezug: 

Berufung vom 07.12.2016 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 24.11.2016,  

Zl. Bau-1-Gruber/2016 

 

An          

Herrn  

Paulus Gruber 

Sonnseitweg 32 

5611 Großarl 

Bescheid 

 

Der Gemeinderat als Berufungsbehörde hat sich mit der oben angeführten Berufung in den Sitzungen am 16.03.2017 und 

11.05.2017 befasst und es ergeht aufgrund der dabei gefassten Gemeinderatsbeschlüsse folgender 

 

Spruch 

 

Gem. § 66 Abs. 4 AVG i.V.m. § 95 Oö. GemO 1990 sowie gem. § 49 Abs. 1 Oö. BauO 1994 wird die Berufung vom 07.12.2016 

gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 24.11.2016, Zl. Bau-1-Gruber/2016, des Berufungswerber Paulus Gruber, als 

unbegründet abgewiesen. 

 

Begründung 

 

Am 25. Jänner 2008 wurde die Baubewilligung für die Errichtung eines Weideunterstandes für Rinder auf dem Grundstück 

Nr. 666/1, KG 49407 Rosenau bewilligt. Im Rahmen einer Aufsichtsbeschwerde wurde festgestellt, dass dieser Viehunterstand 

nicht auf dem besagten Grundstück errichtet wurde und der Bürgermeister hat gem. § 49 Oö. BauO den Beseitigungsauftrag 

per Bescheid vom 24.11.2016, Zl. Bau-1-Gruber/2016 erteilt. Dagegen wurde am 07.12.2016 und somit rechtzeitig vom 

Berufungswerber, Paulus Gruber Berufung erhoben. In der Berufung wird vorgebracht, dass die Standortangabe 

(Grundstück Nr. 666/1, KG 49407 Rosenau) aus dem Baubewilligungsbescheid nicht dem von Anfang an geplanten Standort 

(Grundstück Nr. 667/1 bzw. 680/3, KG 49407 Rosenau) entspricht. Eingeräumt wird die Unzulässigkeit des 

Aufenthaltsraumes, welcher rückgebaut wird. Ansonsten wäre der Viehunterstand widmungsgemäß genutzt worden. 

 

Dazu hat der Gemeinderat als Berufungsbehörde nachfolgendes erwogen: 

1. Baubewilligungsverfahren als Projektverfahren nach baurechtlichen Bestimmungen 

Es ist anzumerken, dass das Baubewilligungsverfahren ein Projektverfahren ist, in welchem anhand objektiver Kriterien die 

Übereinstimmung des Vorhabens mit den gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere auch hinsichtlich des 

Verwendungszweckes und damit der Flächenwidmung, festzustellen ist. Was nicht Gegenstand des Projekts ist, entzieht sich 

daher der Beurteilung durch die Baubehörde. Das Baubewilligungsverfahren ist – anders als das 

Bauplatzbewilligungsverfahren – weiters ausschließlich nach baurechtlichen Vorschriften zu führen. Sonstige gesetzliche 

Bestimmungen spielen hier keine Rolle.  

 

2. Konkrete Berufungsgründe 

Auf dem Grundstück Nr. 667/1 bzw. 680/3 befindet sich ein Viehunterstand samt Aufenthaltsraum. Durch die Baubewilligung 

vom 25. Jänner 2008 wurde die Errichtung eines Weideunterstandes für Rinder auf dem Grundstück Nr. 666/1, KG 49407 

Rosenau bewilligt. Das errichtete Gebäude wurde auf dem falschen Grundstück ausgeführt und ist somit konsenslos. 

Durch das Ermittlungsverfahren im Zuge einer Aufsichtsbeschwerde wurde die Gemeinde auf den konsenslosen Bau 

aufmerksam. Gem. § 49 Abs. 1 Oö. BauO sind bewilligungspflichtige bauliche Anlagen ohne Baubewilligung entweder 

nachträglich innerhalb einer angemessenen festzusetzenden Frist zu beseitigen oder die Baubewilligung zu beantragen.  

Gemäß § 30 Abs. 5 Oö. ROG sind im Grünland nur Bauwerke und Anlagen zulässig, die nötig sind um diese 

bestimmungsgemäß zu nutzen. Aus dem Gutachten des Amtsverständigen für Landwirtschaft vom 23.03.2006 geht 

nachvollziehbar und schlüssig hervor, dass aus agrarfachlicher Sich keine betriebliche landwirtschaftliche Notwendigkeit dem 

Aufenthaltsraum zur Bewirtschaftung der Jungviehweide zugesprochen werden kann. Somit ist der Aufenthaltsraum in der 

Widmung Grünland widmungswidrig. Da der Aufenthaltsraum nicht vom restlichen Gebäude teilbar ist und somit eine 

bauliche Einheit darstellt, ist das Gebäude als Ganzes zu beurteilen. 

Der Viehunterstand samt Aufenthaltsraum ist konsenslos errichtet worden und aufgrund Widmungswidrigkeit auch nicht 

genehmigungsfähig, daher ist das gesamt Gebäude gem. § 49 Oö. BauO zu beseitigen. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Rosenau am Hengstpaß als Berufungsbehörde gibt dem Spruch und der Begründung des 

Bescheides des Bürgermeisters vom 24.11.2016 (Zl: Bau-1-Gruber/2016) in all seinen Punkten vollinhaltlich recht und 

bestätigt diesen in einer einstimmigen Beschlussfassung. Für den errichteten Viehunterstand auf dem GNr. 667/1 gibt es 

keinen Baukonsens. Die bauliche Anlage auf diesem Grundstück ist daher zu beseitigen.  
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Aus den angeführten Gründen war spruchgemäß zu entscheiden. 

 

Rechtsmitte lbelehrung  

 

Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben. 

 

Die Beschwerde ist schriftlich1 beim Gemeindeamt einzubringen und hat zu enthalten: 

            

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, 

2. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassende Behörde), 

3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 

4. das Begehren und 

5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist. 

 

Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung zu beantragen. 

 

Hinweis zur Gebührenpflicht: 

Für die Beschwerde ist eine Eingabegebühr in Höhe von 30,- Euro zu entrichten. Die Gebühr ist unter Angabe des 

Verwendungszwecks durch Überweisung auf das Konto des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrssteuern und Glücksspiel bei der 

BAWAG P.S.K. IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109 BIC: BUNDATWW] zu entrichten. Die Entrichtung ist durch einen Zahlungsbeleg 

oder einen Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen. 

Hinweis für Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer: 

Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können die Entrichtung der Gebühr auch durch einen schriftlichen Beleg des 

spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und 

Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter einem unwiderruflich erteilt wird. 

 

Die Vizebürgermeisterin 

Maria Benedetter 

 

Nach genauer Darstellung der Begründung für die Berufungszurückweisung beantragt GR Daniela Auerbach 

die Beschlussfassung der vorgetragenen Berufungsentscheidung. Die Gemeinderatsmitglieder stimmen der 

Berufungsentscheidung inhaltlich einstimmig per Handzeichen zu. 
 

7. Zonenplanbericht Zone I (Windhag – Schaffelmühle und Mühlreithsiedlung) und Zone II 

(Dirngraben – Windhag) der Abwasserbeseitigungsanlage von Rosenau am Hengstpaß, 

Auftragsvergabe an den Projektanten DI Rolf H. Rakusch, Beschlussfassung 

Unser Projektant in Kanalangelegenheiten hatte nachdem er seine Zusammenarbeit mit den HYDRO-

Ingenieuren Umwelttechnik GmbH aus Krems-Stein in einem Schreiben angezeigt hat, auf die 

Zonenplanzustandsberichte für die Zonen I und II erinnert. Sie wären schon mit Ende des Jahres 2016 fällig 

gewesen, können aber erst jetzt nach Beendigung der Kamerabefahrung erstellt und bei der zuständigen Stelle 

des Amtes der Oö. Landesregierung abgegeben werden. Für die Erstellung der Zonenplanzustandsberichte 

werden die Videos aus der Kamerabefahrung gesichtet und die Schäden analysiert. Damit kann ein 

Schadenslageplan erstellt werden. Nach der Vorlage der Zustandsberichte bei der Abteilung 

Oberflächengewässerwirtschaft des Amtes der Oö. Landesregierung wird der Projektant (ARGE) 

Sanierungskonzepte erarbeiten. Für die Ausarbeitung der Zonenplanzustandsberichte hat die ARGE 

Infrastruktur Pyhrn-Priel (DI Rolf H. Rakusch und Hydro Ingenieure Umwelttechnik GmbH) ihr Angebot mit 

Schreiben vom 05.05.2017 abgegeben, welches der Bürgermeister zwecks Beschlussfassung einer 

Auftragsvergabe vorliest. 

                                                 

 



334 

  

  



335 

  
Wiederum diskutieren die Gemeinderatsmitglieder kurz über die Beauftragung und warum in 

Kanalangelegenheiten immer nur ein Angebot vom Projektanten Rakusch zur Vergabe vorliegt. Bgm. Auerbach 

wiederholt, dass es sich dabei im Wesentlichen immer nur um Folgeaufträge handelt, die eben nur von jenem 

Dienstleistungsbetrieb angeboten werden können, der dazu auch die Vorleistungen, Unterlagen und 

Erfahrungswerte erarbeitet hat. Eine Beauftragung eines anderen Betriebes mit diesen Verpflichtungen der 

Gemeinde wäre an dieser Stelle komplett kontraproduktiv und teuer. Immerhin verfügt die Fa. Rakusch, jetzt 

ARGE Infrastruktur Pyhrn-Priel über sämtliche Unterlagen und Informationen aller Kanalstränge der 

Gemeinden, die zum RHV Großraum Windischgarsten (Spital/Pyhrn, Edlbach, Rosenau/Hp., Roßleithen, 

Windischgarsten) gehören. Nach der Diskussion beantragt der Bürgermeister die Beschlussfassung, die ARGE 

Infrastruktur Pyhrn-Priel mit den Zonenzustandsberichten für die Zonen I und II gemäß ihrem Angebot vom 

05.05.2017 zu beauftragen. Die Gemeinderatsmitglieder stimmen der Beauftragung einstimmig per 

Handzeichen zu. 

 

8. Berichte der Ausschussobmänner/obfrauen 

Daniel Huemer als Umweltausschussobmann berichtet von der Flursäuberungsaktion am Samstag, den 

06.05.2017. Insgesamt hatten sich 7 Personen eingefunden, an der Aktion teilzunehmen. Sie gingen dabei zuerst 

vom Bauhof den GW Giemelsberg, den Wanderweg Preblerberg Richtung Kirche und durch die 

Ortsgemeindestraße Rosenau wieder retour zum Bauhof. Weiters gingen sie gruppenweise ein paar Strecken in 

die Innerrosenau und den Lamberger Teich bzw. das Ufer des Dambachs ab.  

Weiters informiert Daniel Huemer vom Abbau des Froschzaunes heute Nachmittag. Dabei konnte er persönlich 

mit Herrn Hubert Scheik über die Übernahme der Verpflichtungen, was den Froschzaun betrifft, sprechen. 

Jürgen Steinbichler, Obmann des Verkehrs- und Tourismusausschusses berichtet von der Sitzung am 

04.05.2017 bezüglich des Antrages des Herrn Alois Stummer, das Abstellen der Autos entlang der Straße 

Muttling II zu verbieten. Zusammenfassend wurde vereinbart, dass eine Abschrankung für keinen der Anrainer 
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in Frage kommt. Für die Verhinderung von Parkmöglichkeiten auf den jeweiligen privaten Grundstücken 

sollten sich der jeweilige Grundeigentümer selbst kümmern. Bgm. Auerbach wird mit Adolf Moser (Er war bei 

der Besprechung nicht anwesend.) über einen möglichen Parkstreifen entlang des GW Krestenberges bis zur 

Kreuzung „Muttling – Edlbacherreith“ sprechen. Dort wäre das öffentliche Gut für den Güterweg ausreichend 

breit ausgeschieden. Daniela Auerbach lädt als Kulturausschussobfrau zur Muttertagsfeier der Gemeinde am 

Samstag, 13.05.2017 ab 14.00 Uhr ins Gh. Beim Turm. 

 

9. Bericht des Bürgermeisters 

Bgm. Auerbach erläutert in seinem Bericht auszugsweise das 4-Säulen-Prinzip der Gemeindefinanzierung Neu. 

Dabei liest er die ein Informationsblatt vom Amt der Oö. Landesregierung vor. 
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Dabei geht er insbesondere auf die Haltung der Aufsichtsbehörde (Direktion Inneres und Kommunales) als 

Gemeindeservice ein und erklärt die 4 Finanzierungstöpfe STRUKTURFONDS (Basisfianzierung), 

Härteausgleichsfonds (für Abgangsgemeinden), Regionalisierungsfonds (Kooperationsanreiz) und Projektfonds 

(Projektfinanzierung). Wie sich das Finanzierungsmodell neu für die Gemeinde Rosenau/Hp. im speziellen 

auswirken wird, wird man erst in Zukunft sehen. Die Förderquoten aus dem Projektfonds für die jeweiligen 

Gemeinden werden erst später von den jeweils zuständigen Gemeindereferenten (Rosenau/Hp. – LR Birgit 

Gerstorfer) bekannt gegeben. Zusammen mit der Gemeindefinanzierung neu soll auch eine 

Verwaltungsvereinfachung eintreffen. Ob die Angelegenheit so funktioniert, wie man sich seitens der 

Aufsichtsbehörde so vorstellt, wird sich weisen.  

 

10. Allfälliges 

 

Da keine Wortmeldungen zum Punkt Allfälliges erfolgen, beendet der Vorsitzende die Gemeinderatssitzung um 

19.42 Uhr und bedankt sich für die Beschlussfassungen und Sitzungsbeiträge. 

 
Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer     ___________________________ 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 11.05.2017 keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwendungen der 
beigeheftete Beschluss gefasst wurde. 
 
Rosenau, 20.07.2017   Der Vorsitzende: 
 
 
      ____________________________ 
 
Daniela Auerbach 
GR Fraktionsobfrau SPÖ   ___________________________ 
 
 
Ing. Jürgen Steinbichler 
GR, Fraktionsobmann ÖVP  ___________________________ 


